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§ 1 Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers 

 
1.1 Die Leistungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik, dem Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit einschließlich der Grundsätze und Voraussetzungen für einen späteren wirtschaftlichen 
Betrieb des Bauwerks/ der baulichen Anlage und den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entspre-
chen sowie den örtlichen Verhältnissen Rechnung tragen. Die Leistungsanforderungen an den Auf-
tragnehmer werden durch die Sachkunde des Auftraggebers nicht gemindert. 
 
1.2 Der Auftragnehmer hat insbesondere die Regelwerke der Vergabe- und Vertragsordnung bzw. 
Verdingungsordnungen in der jeweils für die Zeit der Planung und der Baudurchführung geltenden 
Fassung zu beachten:  
- die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen -VOB- 
- die Vergabeverordnung -VgV-. 
 
1.3 Als Sachwalter seines Auftraggebers darf der Auftragnehmer keine Unternehmen- oder Lieferan-
teninteressen vertreten. Er hat gemäß seinem Berufs- und Standesrecht im Rahmen des Vertrages 
ihm übertragene Vermögensbetreuungspflichten ausschließlich für den Auftraggeber wahrzunehmen. 
Der Auftragnehmer darf im Zusammenhang mit den in § 1 des Vertrages bezeichneten Leistungen 
keine Leistungen für Dritte bzw. andere Auftraggeber im Zusammenhang mit dieser Maßnahme er-
bringen, es sei denn, der Auftraggeber stimmt ausdrücklich schriftlich zu. 
 
1.4 Weder der Auftragnehmer noch eine von ihm benannte Person dürfen in einem von ihm vertrags-
mäßig betreuten Vergabeverfahren für einen Bewerber oder Bieter tätig sein. 
 
1.5. Der Auftragnehmer hat seine Leistungen nach den Anordnungen und Anregungen des Auftragge-
bers zu erfüllen. Etwaige Bedenken hiergegen hat er dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. Er hat seine vereinbarten Leistungen vor ihrer endgültigen Ausarbeitung mit dem Auftraggeber 
und den anderen fachlich Beteiligten abzustimmen. 
Der Auftragnehmer hat sich rechtzeitig zu vergewissern, ob seiner Planung öffentlich-rechtliche Hin-
dernisse und Bedenken entgegenstehen. Etwaige Forderungen von Dritten, insbesondere von Trä-
gern öffentlicher Belange, hat der Auftragnehmer unverzüglich dem Auftraggeber schriftlich mitzutei-
len. 
Die Haftung des Auftragnehmers für die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Leistungen wird durch 
die Abstimmung mit dem Auftraggeber und die Entgegennahme von Arbeitsergebnissen durch ihn 
nicht eingeschränkt. 
 
1.6. Notwendige Überarbeitungen der Unterlagen bei unverändertem Programm und bei nur unwe-
sentlich veränderten Forderungen des Auftraggebers begründen keinen Anspruch auf zusätzliche Ver-
gütung. 
Nicht vereinbarte Leistungen, die der Auftraggeber zur Herstellung der baulichen Anlage fordert, hat 
der Auftragnehmer mit zu übernehmen, es sei denn, sein Büro ist auf derartige Leistungen nicht ein-
gerichtet. Soweit Leistungsbilder der HOAI angesprochen sind, richten sich der Vergütungsanspruch 
und die Vergütungshöhe nach diesen Bestimmungen. Die Vergütung ist vor Leistungsbeginn schrift-
lich zu vereinbaren. 
 
Der Auftragnehmer hat die vom Auftraggeber vor Leistungserbringung mitgeteilte Kostenobergrenze 
unter Einschluss aller planerischen Maßnahmen zur Optimierung des Planungskonzeptes zu beach-
ten. Wird erkennbar, dass der vorgegebene Kostenrahmen oder die vereinbarten Termine bei der Ver-
folgung der bisherigen Planung oder nach dem Ergebnis der Ausschreibung einer Leistung nicht ein-
gehalten werden, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich unter Darlegung der aus 
seiner Sicht möglichen Handlungsvarianten und deren Auswirkung auf Kosten, Qualität, Termine und 
Wirtschaftlichkeit des Objektes zu unterrichten und mögliche Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 
 
1.7  Der Auftragnehmer hat die ihm übertragenen Leistungen in seinem Büro zu erbringen. Nur mit 
vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers ist eine Unterbeauftragung zulässig.  
 
1.8.  Bei Leistungen, die Ausschreibungen, Vergaben und Bauüberwachungen betreffen, müssen sich 
der Auftragnehmer und seine verantwortlichen Mitarbeiter – auf Verlangen des Auftraggebers – auf 
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die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten gemäß dem Verpflichtungsgesetz (02.03.1974 / 
BGBl. S. 547 u. 15.08.1974 / BGBl. S. 1942) in Verbindung mit dem Strafgesetzbuch (13.11.1998 / 
BGBl. 3322) verpflichten lassen. Der Einsatz anderer Mitarbeiter als die Verpflichteten darf nur nach 
deren Verpflichtung erfolgen. Dem Auftraggeber sind diese Mitarbeiter unverzüglich zu benennen. 
 
 
§ 2 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten 

 
2.1 Dem Auftragnehmer gegenüber ist nur die vertragsschließende Stelle, nachstehend Auftraggeber 
genannt, weisungsbefugt. 
 
2.2 Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer rechtzeitig über die Leistungen, die andere fach-
lich Beteiligte zu erbringen haben und über die mit diesen vereinbarten oder zu vereinbarenden Termi-
nen oder Fristen. 
 
2.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den anderen fachlich Beteiligten die notwendigen Angaben und 
Unterlagen so rechtzeitig zu liefern, dass diese ihre Leistungen ordnungsgemäß erbringen können. 
Verzögert sich der Projektablauf, ist der Auftragnehmer verpflichtet, dies unverzüglich schriftlich dem 
Auftraggeber anzuzeigen. 
 
2.4 Wenn während der Ausführung der Leistungen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auf-
tragnehmer und anderen fachlich Beteiligten auftreten, hat der Auftragnehmer unverzüglich schriftlich 
die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen. 
 
 

§ 3 Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 
 
3.1 Der Auftragnehmer ist zur Wahrung der Rechte und Interessen des Auftraggebers im Rahmen der 
ihm übertragenen Leistungen berechtigt und verpflichtet. Er hat den Auftraggeber unverzüglich über 
Umstände zu unterrichten, aus denen sich Ansprüche gegen mit der Planung oder der Bauausführung 
beauftragte Unternehmen ergeben können. Die Geltendmachung derartiger Ansprüche obliegt dem 
Auftraggeber. 
 
3.2 Finanzielle Verpflichtungen für den Auftraggeber darf der Auftragnehmer nicht eingehen. Dies gilt 
auch für den Abschluss, die Änderung und Ergänzung von Verträgen sowie für die Vereinbarung 
neuer Preise. 
 
3.3 Der Auftragnehmer darf unbeschadet Nr. 2.3 Dritten ohne Einwilligung des Auftraggebers keine 
Unterlagen aushändigen und keine Auskünfte geben, die sich auf das Vorhaben beziehen. 
 
 

§ 4 Auskunftspflicht des Auftragnehmers 
 
4.1 Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anforderung über seine Leistungen unverzüglich 
und ohne besondere Vergütung schriftliche Stellungnahmen abzugeben, bis das Rechnungsprüfungs-
verfahren für die Baumaßnahme für abgeschlossen erklärt ist. 
 
 

§ 5 Herausgabeanspruch des Auftraggebers 
 
5.1 Die vom Auftragnehmer zur Erfüllung dieses Vertrages angefertigten Unterlagen, wie z. B. Pläne 
oder Zeichnungen als Transparentpausen und digitale Datenträger, sind, sofern nichts anderes schrift-
lich vereinbart ist, an den Auftraggeber ohne besondere Vergütung herauszugeben; sie werden des-
sen Eigentum. Die dem Auftragnehmer überlassenen Unterlagen sind dem Auftraggeber spätestens 
nach Erfüllung seines Auftrages zurückzugeben. Zurückbehaltungsrechte, die nicht auf diesem Ver-
tragsverhältnis beruhen, sind ausgeschlossen. 
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§ 6 Urheberrecht 
 
6.1 Der Auftraggeber darf die Unterlagen für die im Vertrag genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung 
des Auftragnehmers nutzen und ändern; dasselbe gilt auch für das ausgeführte Werk. Der Auftragge-
ber wird den Auftragnehmer vor wesentlichen Änderungen eines nach dem Urheberrecht geschützten 
Werkes – soweit zumutbar – anhören. 
 
6.2 Der Auftraggeber hat das Recht zur Veröffentlichung unter Namensangabe des Auftragnehmers. 
Der Auftragnehmer bedarf zur Veröffentlichung der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftrag-
gebers. Die Planungs- und Kostendaten der Baumaßnahme dürfen vom Auftragnehmer nicht an Dritte 
weitergegeben werden. 
 
Der Auftraggeber kann seine vorgenannten Rechte auf den jeweiligen zur Verfügung über das Grund-
stück Berechtigten übertragen. 
 
 

§ 7 Zahlungen 
 

7.1 Auf Anforderung des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen für die nachgewiesenen  
Leistungen, einschließlich Umsatzsteuer, gewährt. Abschlagszahlungen werden 18 Werktage nach 
Zugang des prüfbaren Nachweises fällig. 
 
Eine Teilschlusszahlung einschließlich Umsatzsteuer wird für in sich abgeschlossene, vertragsgemäß 
erbrachte Teilleistungen gewährt, wenn dies im Vertrag vereinbart ist, die für die Berechnung des Ho-
norars maßgebenden anrechenbaren Kosten feststehen und der Auftragnehmer eine prüfbare Rech-
nung eingereicht hat. 
Die Schlußzahlung für die übrigen Leistungen wird fällig, wenn die für die Berechnung des Honorars 
maßgebenden anrechenbaren Kosten feststehen, der Auftragnehmer sämtliche Leistungen aus die-
sem Vertrag erfüllt und eine prüfbare Rechnung eingereicht hat. 
 
Falls auch die Leistungsphase 9 übertragen ist, kann das Honorar für die Leistungsphase 9 erst nach 
vertragsmäßiger Erbringung dieser Leistungen in Rechnung gestellt werden (2. Teilschlussrechnung). 
Der Auftraggeber kann verlangen, dass das Honorar für die Leistungsphase 9 bereits mit der 1. Teil-
schlussrechnung in Rechnung gestellt wird. Das Honorar wird aber auch dann erst zur Zahlung nach 
vertragsmäßiger Erbringung der Leistungsphase 9 fällig. Vorauszahlungen auf das Honorar für die 
Leistungsphase 9 können nur bei entsprechender ausdrücklicher Vereinbarung und nur gegen Vor-
lage einer selbstschuldnerischen Bürgschaft in Höhe des Vorauszahlungsbetrages gewährt werden. 
 
7.2 Wird nach Annahme der Teil- / Schlusszahlung festgestellt, dass die Vergütung abweichend vom 
Vertrag oder aufgrund unzutreffender anrechenbarer Kosten ermittelt wurde, so ist die Abrechnung zu 
berichtigen. Das Gleiche gilt bei Aufmaß-, Rechen- oder Übertragungsfehlern. Auftraggeber und Auf-
tragnehmer sind verpflichtet, die sich danach ergebenden Beträge zu erstatten. Bei Rückforderungen 
des Auftraggebers aus Überzahlungen (§§ 812ff BGB) kann sich der Auftragnehmer nicht auf den 
Wegfall der Bereicherung (§ 818 Abs. 3 BGB) berufen. 
 
Die Ausgaben des Auftraggebers unterliegen der Rechnungsprüfung durch die zuständigen Rech-
nungsprüfungsstellen. Die Rechnungsprüfung kann auch erst nach Ablauf mehrerer Jahre durchge-
führt werden. Die gesetzliche Verjährungsfrist (§ 195 BGB) von Ansprüchen aus ungerechtfertigter Be-
reicherung wegen insoweit festgestellter ungerechtfertigter Zahlungen bzw. Überzahlungen beginnt 
mit der Kenntnis des Auftraggebers vom Ergebnis der Rechnungsprüfung. Der Auftragnehmer muss 
bis zum Ablauf dieser Verjährungsfrist damit rechnen, dass auf Erstattung dieser ungerechtfertigt ge-
zahlten Beträge in Anspruch genommen wird. Unter Verzicht auf das Erfordernis der Gegenseitigkeit 
nach § 387 BGB willigt der Auftragnehmer ein, dass Forderungen des Bundeslandes und der Kom-
mune gegen Forderungen des Auftragnehmers aufgerechnet werden. 
 
7.3 Im Falle einer Überzahlung hat der Auftragnehmer den überzahlten Betrag zu erstatten. Leistet er 
innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zugang des Rückforderungsschreibens nicht, befindet er sich 
mit seiner Zahlungspflicht in Verzug und hat Verzugszinsen von 8 v. H. über dem Basiszinssatz des 



                                                                                                                                       AVB der Stadt Weimar 

                                                                                                                                       Stand: 01.10.2016 

 

Abzeichnung:                                   Auftragnehmer                                                  Auftraggeber 

                                                                                              

                                                                                                                                                                Seite 5 von 6 

§247 BGB zu zahlen, es werden höhere oder geringere gezogene Nutzungen nachgewiesen. 
 
7.4 Alle Rechnungen (einschließlich Nachweise für Nebenkosten) sind im Original mit einer Durch-
schrift einzureichen. 
 
 

§ 8 Kündigung 
 
8.1 Auftraggeber und Auftragnehmer können den Vertrag nur aus wichtigem Grund schriftlich kündi-
gen. Einer Kündigungsfrist bedarf es nicht. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn die Baumaß-
nahme nicht durchgeführt oder nicht weitergeführt wird. 
 
8.2 Wird aus einem Grund gekündigt, den der Auftraggeber zu vertreten hat, so behält der Auftrag-
nehmer den Anspruch auf Vergütung der bis zum Zeitpunkt der Kündigung erbrachten Leistungen. Ein 
Anspruch auf Ersatz des entgangenen Gewinns besteht nicht. 
 
8.3 Hat der Auftragnehmer den Kündigungsgrund zu vertreten, so sind nur die bis dahin vertragsge-
mäß erbrachten, in sich abgeschlossenen und nachweisbaren Leistungen, soweit sie vom Auftragge-
ber verwertet werden können, zu vergüten und die für diese nachweisbar entstandenen notwendigen 
Nebenkosten zu erstatten.  
 
8.4. Die Mängel- und Schadenersatzansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 
 
8.5 Bei einer vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses bleiben die Ansprüche der Vertrags-
parteien aus den § 4 bis § 6 unberührt. 
 
 

§ 9 Haftung und Verjährung 
 
9.1 Die Rechte des Auftraggebers aus Pflichtverletzungen des Auftragnehmers wie Mängel- und 
Schadensersatzansprüche richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 
 
9.2 Die Verjährungsfrist von fünf Jahren für die Ansprüche des Auftraggebers beginnt erst mit der Er-
füllung der letzten nach dem Vertrag zu erbringenden Leistung. Bei Beauftragung der Leistungsphase 
9 wird nach Erbringung der Leistungsphase 8 eine förmliche Abnahme durchgeführt. Mit dieser Ab-
nahme beginnt die Verjährung der Leistungsphasen 1-8. 
 
 

§ 10 Haftpflichtversicherung 
 
10.1 Der Auftragnehmer muss eine Berufshaftpflichtversicherung während der gesamten Vertragslauf-
zeit unterhalten und nachweisen. Er hat zu gewährleisten, dass zur Deckung eines Schadens aus 
dem Vertrag Versicherungsschutz für die im Vertrag genannten Baumaßnahmen und in Höhe der im 
Vertrag genannten Deckungssummen besteht. Hierzu ist der Nachweis mit der Bestätigung durch die 
Versicherung mit der Vertragsunterzeichnung durch den Auftragnehmer zu erbringen. Bei Arbeitsge-
meinschaften muss Versicherungsschutz für jedes Mitglied bestehen. 
 
10.2 Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf Leis-
tungen des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des Fortbestehens des 
Versicherungsschutzes abhängig machen. 
 
10.3 Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit De-
ckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht. Er ist in diesem Falle verpflichtet, unverzüglich 
durch Abschluss eines neuen Versicherungsvertrages Deckung in der vereinbarten Höhe für die ge-
samte Vertragszeit nachzuholen und nachzuweisen. 
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§ 11 Erfüllungsort, Streitigkeiten, Gerichtsstand 
 
11.1 Erfüllungsort für die Leistungen des Auftragnehmers ist die Baustelle, soweit diese Leistungen 
dort zu erbringen sind, im Übrigen der Sitz des Auftraggebers. 
 
11.2 Bei Streitigkeiten aus dem Vertag soll der Auftragnehmer zunächst die dem Auftraggeber unmit-
telbar vorgesetzte Behörde anrufen. 
 
11.3 Soweit die Voraussetzungen gem. § 38 der Zivilprozessordnung (ZPO) vorliegen, richtet sich der 
Gerichtsstand für Streitigkeiten nach dem Sitz der Prozessvertretung des Auftraggebers. 
 
11.4 Streitigkeiten berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Arbeiten einzustellen. 
 
 

§ 12 Arbeitsgemeinschaft 
 
12.1 Sofern eine Arbeitsgemeinschaft Auftragnehmer ist, übernimmt das mit der Vertretung beauf-
tragte, im Vertrag genannte Mitglied die Federführung. 
Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft dem Auftraggeber gegenüber. Beschränkungen sei-
ner Vertretungsbefugnis, die sich aus dem Arbeitsgemeinschaftsvertrag ergeben, sind gegenüber dem 
Auftraggeber unwirksam. 
 
12.2 Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen haftet jedes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 
auch nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch. 
 
12.3 Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber ausschließlich an den im 
Vertrag genannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen schriftlicher Weisung geleis-
tet. Dies gilt auch nach Auflösung der Arbeitsgemeinschaft. 
 
 

§ 13 Anwendbares Recht 
 
13.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
 

§ 14 Schriftform 
 
14.1 Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. 
 
 

§ 15 Umsatzsteuer 
 
Die Umsatzsteuer ist gemäß Umsatzsteuergesetz 
- in Abschlagsrechnungen mit dem zum Zeitpunkt des Entstehens der Steuer, 
- in Teilschluss- und Schlussrechnungen mit dem zum Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung 
geltenden Steuersatz anzusetzen; bei Überschreiten von Vertragsfristen, die der Auftragnehmer zu 
vertreten hat, gilt der bei Fristablauf maßgebende Steuersatz. 
 
 

§ 16 anrechenbare Kosten 
 
Bei der Ermittlung der anrechenbaren Kosten wird die DIN 276 in der Fassung vom Dezember 2018 
zugrunde gelegt. 


